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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtiinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgiiedstaaten über den zuiässigen Geräuschpegei und die 
Auspuffvorrichtung von Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/2605 — 


A. Zielsetzung 

Zum Schutze der Bevölkerung vor zunehmendem Verkehrslärm 
ist es notwendig, die zulässigen Geräuschpegel für Kraftfahr- 
zeuge weiter herabzusetzen. 


B. Lösung 

Für alle Kraftfahrzeuge sollen die Geräuschpegel um 2 bis 4 De- 
zibel herabgesetzt werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Oetting 


Der in der Drucksache 7/2605 enthaltene Richt- 
linienentwurf wurde mit Schreiben der Präsidentin 
des Deutschen Bundestages vom 11. Oktober 1974 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 11. De- 
zember behandelt. 

Ziel des Richtlinienentwurfs ist eine weitere Her- 
absetzung der zulässigen Geräuschpegel für Kraft- 
fahrzeuge. Nachdem der Kraftfahrzeugbestand in 
den vergangenen Jahren in den Mitgliedsländern 
der Gemeinschaft erheblich zugenommen hat, er- 
scheint eine solche Maßnahme notwendig, um den 
Schutz der Bevölkerung vor Verkehrslärm zu ver- 
stärken. Die Richtlinie 70/157/EWG enthält die jetzt 
maßgebenden Grenzwerte, die wie folgt herabge- 
setzt werden 


Personenkraftwagen 

Kleinbusse 

Kleinlaster bis 3,5 t 
Gesamtgewicht 

Omnibusse 

Lastkraftwagen 

Omnibusse mit 200 PS 
oder mehr 


von 82 auf 80 Dezibel 
von 84 auf 81 Dezibel 

von 84 auf 81 Dezibel 
von 89 auf 85 Dezibel 
von 89 auf 86 Dezibel 

von 91 auf 87 Dezibel 


Lastkraftwagen über 12 t 
Gesamtgewicht und 

200 PS oder mehr von 91 auf 88 Dezibel. 

Ab 1. Oktober 1976 sollen die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft befugt sein, das erstmalige Inverkehr- 
bringen von Fahrzeugen zu verwehren, deren Ge- 
räuschpegel und Auspuffvorrichtungen nicht den 
neuen Vorschriften entsprechen. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen begrüßt einmütig die vorgesehene 
Herabsetzung der Geräuschwerte. 

Er ist jedoch der Auffassung, daß die vorgese- 
henen Fristen hierfür — 1. April und 1. Oktober 
1976 — technisch nicht zu realisieren sind. Der In- 
dustrie muß vielmehr eine angemessene Zeit für die 
Umstellung der Produktionseinrichtungen gelassen 
werden. Darüber hinaus hält der Ausschuß es für 
erforderlich, daß die Kommission einen weiteren 
Richtlinienvorschlag vorlegt, der langfristig eine zu- 
sätzliche Verminderung der zulässigen Geräuschpe- 
gel vorsieht, damit die Industrie einen Anreiz für 
langfristige Entwicklungsarbeiten auf diesem Gebiete 
erhält. Das Geräuschmeßverfahren bedarf bezüglich 
der Beschleunigungsvorgänge einer weiteren Ver- 
besserung. 

Der Ausschuß schlägt eine entsprechende Ent- 
schließung vor und empfiehlt im übrigen Kenntnis- 
nahme von dem Richtlinienentwurf. 


Bonn, den 11. Dezember 1974 


Dr. Oetting 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Richtlinienentwurf — • Drucksache 7/2605 — wird Kenntnis genom- 
men. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei weiteren Verhandlungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß 

— • der Kraftfahrzeugindustrie ein angemessener Zeitraum für die Umstellung 
auf die neuen Geräuschpegel eingeräumt wird und 

— die Kommission einen weiteren Richtlinienvorschlag vorlegt, in dem lang- 
fristig eine zusätzliche Verminderung der zulässigen Geräuschpegel vorge- 
sehen wird und durch den auch das Geräuschmeßverfahren inbesondere 
durch Berücksichtigung der Beschleunigungsvorgänge weiter verbessert 
wird. 


Bonn, den 11. Dezember 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 


Börner 

Vorsitzender 


Dr. Oetting 

Berichterstatter 
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